
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Cross-Asset- und Strategy-Research   

Europa braucht eine 
Industriepolitik   

 Dr. Moritz Kraemer  

Chefvolkswirt und Leiter Research 

LBBWResearch@LBBW.de 
 
5. Januar 2023 

Protektionistische Tendenzen neh-
men weltweit zu 

  

Seit dem Fall des Eisernen Vorhangs vor gut 30 Jahren durchlief 
die Welt eine Phase der Liberalisierung des grenzübergreifen-
den Handels. Europas Unternehmen haben von der Vertiefung 
der Globalisierung erheblich profitiert. Nirgendwo war dieser po-
sitive Effekt stärker als im exportabhängigen Deutschland. 

Doch diese Phase der Öffnung ist vorbei. Stattdessen lassen 
sich weltweit zunehmende Handelshemmnisse beobachten 
(siehe Abbildung). Und seit der chaotischen Präsidentschaft von 
Donald Trump zeigt sich dieser bedenkliche Trend auch in den 
USA, einstmalige Fahnenträger für den Freihandel und Europas 
mit Abstand wichtigste Exportdestination. 

Der Protektionismus des „Inflation Reduction Act“  

Wer aber hoffte, dass „America First“ mit Trumps Abgang 
ebenso wieder in der protektionistischen Mottenkiste verschwin-
den würde, sieht sich nun bitter enttäuscht. Im vergangenen Au-
gust trat der „Inflation Reduction Act“ (IRA) in Kraft. Trotz des 
irreführenden Namens geht es beim IRA nicht primär um Inflati-
onsbekämpfung. Vielmehr ist es das größte US-Gesetzespaket 
aller Zeiten zur Bekämpfung des Klimawandels.  

Das hört sich zunächst einmal positiv an, denn lange wurde ge-
rade aus Europa die ambitionsarme Klimapolitik der USA be-
klagt. Aber die Sache hat einen entscheidenden Haken: der IRA 
dient nämlich zugleich als protektionistisches Instrument zur 
Subventionierung der heimischen Industrie. Er sieht bis zu $400 
Mrd. an Projekten zur Beschleunigung der Energiewende vor. 
Allerdings können nur solche Unternehmen bei den öffentlichen 
Vorhaben teilhaben, deren Güter und Dienstleistungen „Made in 
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America“ sind. Dazu kommen Steueranreize für Automobilher-
steller, die lokal produzierte Batterien verarbeiten, Kaufanreize 
für amerikanisch gefertigte E-Fahrzeuge und ähnliches mehr.  

EU-Versuche nachzuverhandeln zum Scheitern verurteilt 

Zu spät erkannten Politik und Wirtschaft in Europa die industrie-
politische Bedeutung der IRA-Maßnahmen. Europäische Unter-
nehmen ächzen bereits unter dem Druck steigender Energie-
preise und fehlender Fachkräfte. Den IRA-Sirenengesängen 
dürften manche Unternehmen nicht widerstehen. 

Die EU schickt sich an, die USA dazu zu bewegen, europäische 
Unternehmen gleich zu behandeln. Vermutlich weiß Brüssel 
aber ob der Aussichtslosigkeit dieser Bemühungen. Die Repub-
likaner waren von Anfang an gegen den IRA. Seit dieser Woche 
haben sie nun die Mehrheit im Repräsentantenhaus. Eine Ände-
rung des IRA zugunsten europäischer Wettbewerber ist deshalb 
politisch ausgeschlossen.  

Europa muss selbst aktiv werden 

Industriepolitische Subventionen von Kalifornien bis Shanghai 
bringen Europa in Zugzwang. Wenn wir unsere Schlüsselindust-
rien der Zukunft nicht verlieren wollen, bedarf es einer vergleich-
baren Reaktion. Es ist wenig aussichtsreich, sich weiter an libe-
rale Spielregeln zu halten, wenn die wichtigsten Partner ihre ei-
genen Industrien offen subventionieren. Schön ist das nicht. Die 
Wohlfahrt der Welt wird darunter leiden. Aber Europa muss zu-
allererst Handelspolitik für Europa machen und nicht für die Welt.  

Die Lockerung des strengen EU-Beihilferecht wäre ein erster 
Schritt in die richtige Richtung. Die Konflikte zwischen den EU-
Partnern sind vorprogrammiert. Insbesondere wenn der Ein-
druck entsteht, dass vor allem das hochindustrialisierte Deutsch-
land von einer industriepolitischen Neuausrichtung profitiert. 
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